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SOZIALPOLITIK

Johannes Schwarze, Gert Wagner

Geringfügige Beschäftigung -  empirisciie 
Befunde und Reformvorschläge

Dem Bundesrat liegen gegenwärtig Initiativen der Bundesländer Nordrhein- Westfalen 
und Berlin vor, die zum Ziel haben, die Geringfügigkeitsgrenzen in der Sozialversicherung 

zu reformieren. Welche Reformvorschläge sind in der Diskussion? 
Wie sind sie zu bewerten ?

Die Grenzen, die gegenwärtig die „gering fügige Be
schäftigung“ definieren, liegen bei einem wöchient- 

lichen Beschäftigungsunnfang von weniger als 15 S tun
den und/oder einem m onatlichen Einkommen, das nicht 
mehr als 450 DM beträgt. Zu erwähnen ist aber auch die 
Regelung zur gelegentlichen Beschäftigung (die einen 
bestim m ten zeitlichen Umfang im Jahr nicht übersteigt), 
die für eine mögliche Sozia lversicherungspflicht nicht 
ohne Bedeutung ist, in der öffentlichen D iskussion je 
doch weitgehend ausgeklam m ert bleibt'.

Vergegenwärtigt man sich den aktuellen Stand der 
politischen Diskussion, so wird vor allem deutlich, daß 
Unklarheit über das Ausmaß der geringfügigen Be
schäftigung herrscht. Einig ist man sich -  bis auf wenige 
Ausnahm en -  allein darüber, daß geringfügige Beschäf
tigungsverhältnisse in der am tlichen Statistik unter
schätzt werden. Darüber hinaus sind die Vorstellungen 
über den wahren Umfang zum eist spekulativer Natur 
und liegen weit auseinander. Dies veranlaßte das Bun
desm inisterium  für Arbeit und Sozialordnung dazu, eine 
Studie über die Verbreitung der geringfügigen Beschäfti
gung in Auftrag zu geben, deren Durchführung der lSG 
Sozialforschung und Gesellschaftspolitik, Köln oblag. 
Den ersten Ergebnissen dieser Studie^ m öchten w ir im 
folgenden eine eigene Schätzung auf Basis von ande
ren unabhängigen Datenquellen -  insbesondere dem

Auf d iesen  Punkt w ird  w e ite r un ten  zu ruckgekom m en.

D r Johannes Schwarze, 30, ist an der TU Berlin  
M itarbeite r im  Sonderforschungsbere ich 3. D r 
G ert V'/agner, 36. ist am  W issenschaftszentrum  für 
Sozialforschung in Berlin tätig und Lehrbeauftrag
ter an der TU Berlin.

Sozio-ökonom ischen Panel -  gegenüberstellen^, die 
die lSG -Zahlen im G rundsatz bestätigen.

Als sozialversicherungsfrei Beschäftigte versteht die 
lSG -Studie solche geringfügig Beschäftigte, die sonst 
keine Erwerbstätigkeit ausüben (z. B. Schüler und Stu
denten, Rentner, Haushaltsführende und Arbeitslose)'*. 
D iesen Kreis schätzt die lSG -S tud ie auf rund 2,3 Mill. 
Personen, von denen ca. 60 % Frauen sind (vgl. Tabelle 
1). Die stärkste G ruppe stellen dabei m it 0,9 Mill. Per
sonen oder gut 4 0 %  die Haushaltsführenden, gefolgt 
von Schülern und Studenten (528000) und den A rbeits
losen (351 000). Rentner und Pensionäre stellen mit 
244 000 Beschäftigten eine weitere starke Gruppe. Eine 
deutliche Übereinstim m ung mit diesen Ergebnissen 
zeigt die Schätzung auf Basis des Sozio-ökonom ischen 
Panels 1987. Von den insgesam t 23,7 Mill. abhängig Be
schäftigten waren danach 1987 knapp 2 Mill. Personen 
geringfügig beschäftigt^. Auch innerhalb der einzelnen 
Gruppen geringfügig Beschäftigter ergibt sich zum Teil 
Übereinstim m ung, so bei Schülern und Studenten so
wie den Haushaltsführenden. Bei den A rbeitslosen ge
langt das Sozio-ökonom ische Panel dagegen zu deut
lich geringeren Zahlen, während die Anzahl geringfügig 
beschäftig ter Rentner fast doppelt so groß ist. Zu erw äh
nen ist aber, daß in der lSG -S tud ie die Anzahl von Per
sonen, die sich keiner überw iegenden Tätigkeit zuord
nen ließen, mit 242000 Personen recht beträchtlich ist.

D ifferenziert man die geringfügig Beschäftigten nach 
der wöchentlich ge le isteten A rbe itszeit -  in der ISG-Stu- 
die fehlen entsprechende Angaben - ,  dann zeigt sich.

^ Vgl. dazu  B u n d e sm in is le r fü r A rbe it und S o z ia lo rd nung : H aup te rgeb- 
n is s o d o s  B M A -F o rschun gsp ro jek ts  „S o z ia lv e rs ic h o ru n g s fre ie B e s c h ä f
tig u n g “ . B onn 1989, m im eo.
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SOZIALPOLITIK

daß der weit überw iegende Anteil (knapp 1,9 Mill. Per
sonen) unterhalb der „ha rten " G eringfügigkeitsgrenze 
von 15 Stunden liegt. Das deutet darauf hin, daß Be- 
scfiäftigungsverhältnisse gezie lt unterhalb dieser 
Grenze angeboten bzw. nachgefragt werden.

Wie vermutet, wird geringfügige Beschäftigung im be
sonderen Maße von Frauen ausgeübt. 13 % aller abhän
gig beschäftigten Frauen -  oder 1,2 Mill. -  sind geringfü
gig beschäftigt. Bei den verheirateten Frauen beträgt 
dieser Anteil 14,4 % , bei den nicht verheirateten im m er
hin noch über 10%®.

Bedeutung geringfügiger Beschäftigung

Ursprünglich ist die geringfügige Beschäftigung vom 
Gesetzgeber geschaffen worden, um ansonsten ausrei- 
ctiend versorgten Bevölkerungsgruppen die M öglich
keit eines geringfügigen, abgabenfreien H inzuverdien
stes zu geben. G edacht wurde dabei vor allem  an soge
nannte „wohlversorgte“ Ehefrauen, die hinsichtlich der 
Risiken Krankheit und A lter ausreichend abgesichert 
seien. Im übrigen sollte geringfügige Beschäftigung 
eher die Ausnahm e als die Regel darstellen.

Das vorgelegte Zahlenm ateria l m acht zunächst e in
mal deutlich, daß geringfügige Beschäftigung nicht 
(mehr) ausschließlich eine Dom äne von verheirateten 
Frauen ist. Auch eine nicht unbeträchtliche Anzahl a l
leinstehender Frauen sow ie andere Bevölkerungsgrup
pen sind in solchen Beschäftigungsform en tätig. Sich 
ändernde Erwerbsverläufe deuten zudem  darauf hin. 
daß geringfügige Beschäftigung im m er m ehr auch Be
standteile ansonsten geschlossener E rwerbsb iogra
phien darstellt. Zeiten geringfügiger Beschäftigung fa l
len dann bei der späteren Rentenberechnung weg. Ins
besondere bei Frauen ist dies auch für die spätere Erfül
lung von W artezeiten w ie auch für die Anerkennung von 
Ausfallzeiten relevant.

Selbst für verheiratete Frauen gilt die Argum entation 
der Versorgung durch den Ehem ann nicht m ehr unein
geschränkt. Eine Untersuchung -  ebenfalls auf der Ba

’  Das S ozio-ökonom ische P ane l, e in  P ro jekt des  S o n d e rfo rsch u n g sb e 
reichs 3, ist e ine repräsen ta tive  L ä n gsschn ittun te rsu chung , m it d e r fü r 
die Bundesrepublik jä h rlich  se it 1984 V e rlau tsda te n  fü r H a usha lte  und 
Personen zur V e rfügung stehen . Vgl. auch  U. H a n e f e l d :  D ie in h a lt
liche und m ethod ische K onzep tion  des  S o z io -ö ko n o m isch e n  P ane ls  für 
die Bundesrepublik D e u tsch land , F rankfu rt, N ew  York 1987.

‘  Ein engere D e fin it io n -z .  B. b ezü g lich  de r A rb e itsze it und  des  E inkom 
mens -  ist derzeit n ich t in E rfah rung  zu b ringen.

* Davon gaben 7 0 0 0 0 0  P e rsonen  ih re  Tä tigke it a ls  S e lbs te in schä tzu ng  
im Rahmen der „ü b e rw iegend  a u sg e ü b te n T ä tig ke it“ an. D ies en tsp rich t 
in etwa der G rößenordnung , d ie  sich  aus  de r a m tliche n  S ta tis tik  erm itte ln  
läßt. Zusätzlich läßt s ich  d ie  d op pe lte  A n zah l g e rin g fü g ig  B e schä ftig te r 
über Fragen zu r N e bene rw e rbs tä tigke it e rm itte ln . Vgl. zu d iesem  K on
zept auch J. S c h w a r z e :  N e b e n e rw e rb s tä tig ke it in d e r B u ndesre 
publik Deutsch land, D iss., B e rlin  1989.

sis des Sozio-ökonom ischen Panels -  kom m t zu dem 
Ergebnis, daß das Einkom m en von Haushalten m it e i
nem geringfügig Beschäftigten unterdurchschnittlich 
ist^. Zudem  würden laut d ieser Untersuchung 40 %  der 
geringfügig beschäftigten Frauen gerne m ehr und regel
m äßiger arbeiten. Eine nicht unbedeutende Rolle spielt 
auch der Erwerb e/gener Ansprüche aus dem A lterssi
cherungssystem . Eine Analyse von Determ inanten der 
Zufriedenheit m it der sozialen S icherung zeigt, daß ins
besondere verheiratete geringfügig beschäftigte 
Frauen weit weniger Zufriedenheit m it ihrer A lterssiche
rung zeigen als beispielsweise verheiratete nicht er
werbstätige Frauen®.

Aus Sicht der Betroffenen scheint also durchaus die 
Notwendigkeit e iner Reform der G eringfügigkeits
grenze zu bestehen. Aber auch aus gesam tw irtschaftli
cher Perspektive ist die derzeitige Regelung nicht be
friedigend. Aus arbeits- und wettbewerbspolitischer 
Sicht bedeutet geringfügige Beschäftigung nichts ande
res als eine Subventionierung bestim m ter A rbeits
plätze, die besonders dann zu W ettbewerbsverzerrun
gen führt, wenn bestim m te Branchen besonders davon 
profitieren. Das ist beispielsweise für Bereiche des Ein
zelhandels. das G ebäudere inigerhandwerk (vgl. dazu 
Tabelle 2), aber auch für private Haushalte und karitative 
O rganisationen der Fall. Zwar werden der geringfügigen 
Beschäftigung gesam tw irtschaftlich auch Vorteile zuge
sprochen -  z. B. der flexiblere E insatz von A rbe itskräf
ten - ,  es bleibt aber völlig offen, ob diese Vorteile durch 
eine Reform der G eringfügigkeitsgrenze vollständig ver
lorengehen würden. Sozia lversicherungspflicht ist ja 
z. B. keineswegs m it absolutem  Kündigungsschutz 
gleichzusetzen®. In der D iskussion kaum beachtet wird 
auch, daß die „Verb illigung“ bestim m ter Arbeitskräfte 
nicht nur auf der Ebene von Unternehm en, sondern 
auch auf dem  Arbeitsm arkt zw ischen verschiedenen 
Gruppen von Arbeitsanbietern zu W ettbewerbsverzer
rungen führt.

Forderung nach Abschaffung

Als grundsätzliche Reform m öglichkeit bietet sich zum 
einen die Anhebung der G eringfügigkeitsgrenze, zum

® D arin  e n tha lten  s ind  na tü rlich  auch  S ch ü le rin nen  und  S tuden tinnen .

'  Vgl. dazu  C h . F. B ü c h t e m a n n ,  S.  Q u a c k :  „B rid g e s ''o r 
„T ra ps" -  N on-S ta nda rd  Form s o f E m p loym ent in th e  Federa l R epub lic  
o f G erm any, W issen scha ftszen trum  B erlin , M anuskrip t, B e rlin  1988.

® S iehe  dazu  J. S c h w a r z e .  G.  W a g n e r :  D e te rm inan ten  de r 
Z u friede nhe it m it d e r S o z ia len  S iche rung , M anuskrip t, B e rlin  1989.

’  U m geke h rt is t kaum  bekann t, daß m it dem  B e schä ftig u n g s fö rd e ru n g s
g ese tz  1985 auch  tü r g e rin g fü g ige  B e schä ttig u n g sve rh ä ltn isse  d ie  nor
m a len  K ü nd ig ungs fris ten  und -schu tz reg e ln  ge lten . D iese  R ech te  w e r
de n  a lle rd in gs  w oh l aus U n kenn tn is  w e d e r von den  A rbe itg e b e rn  a n tiz i
p ie rt noch von den  A rb e itn ehm ern  e ingek lag t.
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anderen deren völlige Abschaffung an. Ersteres er
scheint vor dem skizzierten Hintergrund wenig sinnvoll 
und wird derzeit -  sieht man von den Befürw/ortern einer 
G rundrente ab -  auch nicht ernsthaft diskutiert. W ir be
schränken uns daher zunächst auf die zweite M öglich
keit.

In Politik, G ewerkschaften und Verbänden wird die 
Abschaffung der G eringfügigkeitsgrenze zum eist sehr 
pauschal diskutiert. So bleibt beispielsweise völlig o f
fen, ob eine Abschaffung der G eringfügigkeitsgrenze 
nicht auch durch sonstige Änderungen des Sozia lversi
cherungsrechts begleitet werden müßte. K lärungsbe
darf besteht auch bezüglich der Regelung zur ge legent
lichen Beschäftigung, die eng mit der geringfügigen Be
schäftigung verknüpft ist'°. Soll diese beibehalten oder 
abgeschafft werden? Analoge Fragestellungen ergeben 
sich im Hinblick auf die G eringverdienergrenze sowie 
die pauschalierte Lohnsteuer.

G e leg en tliche  bzw. ku rz fris tig e  B e schä ftig ung  lieg t vor, w e nn  d iese  
tü r e ine  Z e itd a u e r ausg eüb t w ird, d ie  im  Lau fe  e ines  Jah res  se it ih rem  
B eginn au f n ich t m eh r a ls  zw e i M ona te  od e r in sgesam t 50 A rbe its tage  
beg ren zt ist.

Tabelle 1
Umfang und Struktur der geringfügigen 

Beschäftigung im Jahre 1987

r /e rk m a l Sozio-okonom isches
Panel

lSG

Die folgenden Überlegungen gehen von einer A b
schaffung der G eringfüg igkeitsgrenze und einer M odifi
kation der ge legentlichen Beschäftigung unter Beibe
haltung des sonstigen Sozia lversicherungsrechts aus. 
Unter d ieser Präm isse gew innen S trukturm erkm ale der 
geringfügigen Beschäftigung an Bedeutung, die bislang 
nur von untergeordneter Relevanz sind. Von zentra ler 
Bedeutung für die Reform diskussion ist beispielsweise 
die berufliche Stellung der geringfügig Beschäftigten; 
insbesondere, ob sie selbständig oder abhängig Be
schäftigte sind. Im Falle der Abschaffung der G eringfü
gigkeitsgrenze sollten schon Vorste llungen darüber exi
stieren, we lcher Anteil der 2 Mill. Beschäftigungsverhält
nisse, die derzeit unterhalb d ieser G renze angesiedelt 
sind, dann auch für eine Versicherungspflicht in Frage 
kommen. Das sind -  von Ausnahm en abgesehen -  zu
nächst einm al nur die abhängig ausgeübten Beschäfti
gungen. Hinzu kommt im Bereich d ieser m arginalen Er
werbsform en das Problem der Scheinselbständigkeit'', 
die schon unter dem derzeit geltenden Recht zur Umge
hung der Sozia lversicherungspflicht genutzt w ird'^.

Rechtlicher Graubereich

Die lSG -Studie hat die Problem atik der beruflichen 
Stellung geringfügig Beschäftigter o ffenbar nicht be
rücksichtigt. Entsprechende Inform ationen lassen sich 
indes aus der N ebenerw erbstätigkeitsum frage 1984 
des Sonderforschungsbere ichs 3 gewinnen. Nach der

(%) (in 1000) (%) (in 1000) hier vorgestellten Abgrenzung gelangt man aufgrund

A lle  abh äng ig  B e sch ä ftig te n ' 100 23 737 _ - dieser Um frage zu einem dem Sozio-ökonom ischen Pa

V o llze itig  erw erbs tä tig^ 79,3 18 831 - - nel ähnlichen Potential geringfügig Beschäftigter, die
Te ilze it erw e rbs tä tig 12,5 2 955 - - ihre Beschäftigung als Nebenerw erbstätigkeit angege

G e ring füg ig  besch ä ftig t 8,2 1 951 _ 2 284 ben haben'^. Von allen ausschließlich geringfügig Be
- d a v o n :  als N e ben tä tigke it 5,2 1 249 - - schäftigten (Nebentätigen) gaben knapp 48 %  an, ab

Frauen 13,0 1 264 1 365 hängig beschäftigt zu sein, 19,2%  waren selbständig.

-v e rh e ira te t 14,4 812 - Als problem atisch zu bewerten ist der Befund, daß ein
- n ic h t  ve rh e ira te t 11,1 452 - - Drittel der geringfügig Beschäftigten ihrer Tätigkeit kei

A rbe itsze it: nen beruflichen Status zuordnen konnte. Dieses deutet

-  l - 1 4 S t d . 8,3 1 874 - - auf eine beträchtliche rechtliche Unsicherheit im Be
- 1 5 - 1 9 S t d . 2,0 447 - - reich m arginaler Beschäftigung hin.

Ü berw ieg ende  Tätigkeit^: 

-S c h ü le r /S tu d e n te n 23,3 456 23,1 528
Die Abschaffung der G eringfüg igkeitsgrenze unter

-A u s z u b ild e n d e 3,4 67 0,6 13 Beibehaltung des übrigen Sozialversicherungsrechts

-H a u s h a lts fu h re n d e 43,6 851 40 .5 925 würde zunächst nur für ca. 50 %  der geringfügigen Be
-A rb e its lo s e 8,9 173 15,4 351 schäftigungsverhältn isse zur Sozia lversicherungs
-  R en tner 20,7 404 9,8 224 pflicht führen. Selbst unter diesen dürfte es einen nicht
-s o n s t ig e ,  k. A. 

nach rich tlich :

----------- 10,6 242 unbeträchtlichen G raubereich von Arbeitsverhältnissen

-  m ithe lfend e  F a m ilie n 
angehö rige 17,7 346 - -

"  D iese  um faß t H onorar- und W erkverträge , a b e r auch  H e im - und Tele
arbe it.

’ Für d ie  M ehrzah l de r ge rin g fü g ig  B e schä ftig ten  laßt s ich  im  S ozio- 
ö kon om ischen  Panel de r be ru fliche  S ta tus n ich t fes ts te llen . ^ P rozen- 
tu ie rung  je w e ils  a ls  A n te il d e r abhäng ig  B e schä ftig ten  insgesam t. 
^ P rozen tu ie rung  je w e ils  a ls  An te il de r ge rin g fü g ig  B e schä ftig ten  in sg e 
sam t.

186

S iehe  dazu  U. M a y e r ,  U.  P a a s c h ,  H .-J. R u t h e n b e r g :  
U m geh ung  d e r S o z ia lve rs ich e ru n g sp flich t du rch  S che inse lbs tänd igke it, 
in : S o z ia le  S icherhe it, H e ft 3 .1 9 8 8 , S. 77-84.

Vgl. dazu  J. S c h w a r z e ,  a.a .O .
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geben, der nicht den strengen form alen Anforderungen 
eines sozialversicherungsrechtlichen A rbeitsverhältn is
ses entspricht. Entscheidend dabei dürfte auch das Ver
halten der jeweiligen A rbeitgeber sein. M it Problem en 
wäre wohl besonders dann zu rechnen, wenn es sich 
um private Haushalte handelt.

Das Ziel, die G esam theit oder auch nur die Mehrzahl 
der ungeschützten Beschäftigungsverhältnisse sozia l
rechtlich abzusichern, w ird m it der Abschaffung der G e
ringfügigkeitsgrenze per se also nicht erreicht. Das gilt 
analog auch für wettbewerbspolitische Überlegungen. 
Beides führt zwangsläufig zu Substitutionsprozessen, 
die sowohl aus Sicht der A rbeitgeber als auch der A rbe it
nehmer zu erwarten sind. A rbeitgeber werden verm ehrt 
versuchen, abhängige geringfügige Beschäftigungsver
hältnisse in quasi selbständige um zuwandeln, um so 
der zusätzlichen Kostenbelastung zu entgehen. Es 
kommt also zu einer verm ehrten Zunahm e sogenannter 
Scheinselbständigkeit. W iderstand gegen derartige 
Umwandlungen dürfte von seiten der Beschäftigten nur 
in geringem Maße zu erwarten sein. Zum  einen genie
ßen sie einen vergle ichsweise geringen arbeitsrechtli
chen Schutz, zum anderen sind sie oft finanziell auf ihre 
Erwerbstätigkeit angewiesen. Ganz davon abgesehen 
sind auch von den Beschäftigten Anpassungsreaktio
nen zu erwarten, auf die noch einzugehen sein wird.

Vor- und Nachteile für die Beschäftigten

Aus Sicht der Betroffenen wäre eine Abschaffung der 
Geringfügigkeitsgrenze unterschiedlich zu bewerten''*. 
Positiv auswirken dürfte sich ein solcher Schritt für haus
haltsführende Frauen. Sie hätten die Möglichkeit, einen 
eigenen Versicherungsschutz aufzubauen. Der W unsch 
und die Bereitschaft dazu sind durchaus vorhanden'®.

Die Vorteile eines vollständigen Versicherungsschut
zes für Schüler und Studenten sind indes fraglich. Absi
cherung im Krankheitsfall ist für diese G ruppe in der Re
gel ausreichend gewährle istet. In der Rentenversiche
rung wird die Schul- und Hochschulausbildung im Rah
men von Ausfallzeiten zum Teil angerechnet. Die A b
schaffung der G eringfügigkeitsgrenze würde verm utlich 
zu den skizzierten Anpassungsreaktionen, auch in Rich
tung Schattenwirtschaft, führen. Eine einfache Lösung 
dieses Problems besteht in der Sonderregelung für stu-

Tabelie 2
Anteil geringfügig Beschäftigter an allen 

Beschäftigten eines Betriebes nach Branchen 
im Jahre 1988

B ranche
G ering füg ig  B e schä ftig te  

je  Be trieb  in %

Ke ine 1 -1 0 % 11 %
u nd m ehr

H olz, P a p ie r und  D ruck 55,6 34,9 9,5

N a h ru ng  und G enuß 58,6 35,8 5.5

E inze lhande l 48,9 27,0 24,1

G as ts tä tten , W äsche re ien . 
G ebäude re in ig ung 36,1 24,1 39,9

R e s tliche r H ande l und 
D iens tle is tu ngen 59,4 32 ,6 8,0

Restliches produzierendes G ew ertie , 
Lan dw irtscha ft und E nerg ie 68,2 28,3 3,4

A lle  B ranchen 60,6 29 ,5 9.8

Q u e l l e :  E igene  B e rech nungen  au f B as is  de r E M N ID  Te ilren ten -B e - 
tr iebsbe tragung  1988 (besch a ftig u n g sp ro p o rtio n a l gew ich te t).

dentische Erwerbstätigkeit'®, insbesondere der Beibe
haltung der Regelung zur gelegentlichen Beschäfti
gung.

Problem atisch ist auch die geringfügige Beschäfti
gung arbeitsloser Personen. Besonders für Le istungs
bezieher sind die H inzuverdienstgrenzen sehr restrik
tiv'^. Es muß also davon ausgegangen werden, daß ein 
großer Teil d ieser Tätigkeiten bereits in der Schattenw irt
schaft angesiedelt ist'®. Im übrigen werden für diese Per
sonen die Beiträge zur Sozialversicherung von der Bun
desansta lt für Arbeit entrichtet. Eine Lockerung der re
striktiven H inzuverdienstgrenze bei g leichzeitigem  W eg
fall der G eringfügigkeitsgrenze hätte mehrere Vorteile: 
Die geringfügige Erwerbstätigkeit von Arbeitslosen 
würde „en tkrim ina lis ie rt“ . DenArbeits losen stünden ver
m ehrt Chancen offen, den Kontakt zum  Erwerbsleben 
und dam it zum Arbeitsm arkt aufrechtzuerhalten. Nicht 
zuletzt w ürden die anfallenden Sozia lversicherungsbei
träge auch zu einer Entlastung der Bundesanstalt für Ar
beit führen. Ausnahm eregelungen sind zudem  für er
werbstätige Rentner zu finden. Es ist zwar sozia lpoli
tisch kaum einsichtig, daß Personen, die bereits Ruhe
geld beziehen, w eitere Rentenanwartschaften in der ge
setzlichen Rentenversicherung erwerben, aber ande
rerseits entstehen durch den Verzicht des Staates auf 
Sozia lversicherungsabgaben arbeitsm arktpolitische 
Verzerrungen. Für über geringfügige Beschäftigung hin-

'* Vgl. G. W a g n e r :  R e fo rm no tw end igke ilen  und  -m ög lich ke iten  für 
die G ering füg igke itsgrenze in  d e r S o z ia lve rs ich e ru n g , in : S o z ia le r F o rt
schritt, Heft 1 2 ,1 9 8 8 ,8 . 269-275.

Vgl. J. S c h w  a r z e , G. W a g n e r ,  a.a .O . D er von de r IS G -S tu - 
die erm ittelte Ante il von nur 10%  d e r g e rin g fü g ig  B e schä ftig ten , d ie  e i
nen besseren S o z ia lve rs iche rungssch u tz  ans treben , bez ieh t s ich  n ich t 
nur auf die H ausfrauen. D ie lS G -Z ah l is t a lso  n ich t m it dem  h ie r z itie rten  
Befund vergleichbar.

D iese  R e ge lung  besag t, daß E rw e rbs tä tigke it von S tuden ten  w ä h 
rend d e r D a ue r ih res  S tud ium s soz ia lve rs ich e ru ngs fre i ist. E inge 
sch ränk t w u rde  d ie se  R e ge lung  je d o ch  dah ingeh end , daß d ie  w ö ch e n tli
che  B e schä ftig ungsze it n ich t m eh r a ls  19 S tunde n  b e tragen  darf.

"  A ls  F austrege l fü r d ie  A n rech nung  au f A rb e its lo se n g e ld  bzw. -h ilfe  er
g ib t s ich  e in  F re ibetrag von w ö chen tlich  15 DM.

Vgl. dazu  auch  J. S c  h w  a r z  e , a .a .O .
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ausgehende abhängige Erwerbstätigkeit von über 
65jährigen Rentnern m üssen deswegen die vollen Ar
be itgeberbeiträge entrichtet werden. Auf die M öglichkei
ten einer derartigen Abgabe, die W ettbewerbsgleichheit 
der A rbeitskräfte sicherstellen soll, werden w ir noch zu
rückkommen.

Ein Problem besonderer Art ergibt sich für Selbstän
dige und Beamte. Sie könnten bei derzeit geltendem  
Recht m it e iner sozialversicherungspflichtigen geringfü
gigen Nebentätigkeit einen „b illigen“ Krankenversiche
rungsschutz erwerben. Ausnahm eregelungen wären 
also auch hier unum gänglich. Für Beam te könnte A n
knüpfungspunkt z. B, die Art der von dieser G ruppe aus- 
geübtenTätigkeit sein. Eine Untersuchung auf Basis der 
schon zitierten Nebenerwerbstätigkeitsum frage zeigt, 
daß diese Tätigkeiten eine stark kom plem entäre Bezie
hung zur jeweiligen Haupterwerbstätigke it (z. B. spezifi
sche Nebentätigkeit in der Baubehörde) kennzeich
net'®, d. h. -  auch wenn dies grundsätzlich abzulehnen 
ist -  faktisch kein echter W ettbewerb mit anderen A rbe it
nehm ergruppen existiert. Eine Ausnahm eregelung d ie 
ser Art würde gleichwohl eine m assive arbeitsm arktpoli
tische Bevorteilung dieser G ruppe bedeuten.

Zusam m enfassend zeigt sich, daß eine Abschaffung 
der G eringfügigkeitsgrenze ohne sonstige Änderungen 
des Sozialversicherungsrechts zwangsläufig eine 
ganze Reihe neuer Probleme aufwerfen würde. Die 
Folge wären zahlre iche Ausnahm eregelungen und so
m it eine zusätzliche Kom plizierung des Sozia lversiche
rungsrechts. Ein m öglicher Ausweg wäre natürlich die 
Einführung einer Grundrente, verbunden mit der A b
schaffung der Versicherungspflicht. D ieser Lösungs
weg führt jedoch letztlich zu einer Verstärkung des Pro
blems, daß bestim m te Personengruppen ein nicht h in
reichendes A lterse inkom m en haben. Ein weiterer A us
weg wäre die von Krupp und W agner vorgeschlagene 
„Voll e igenständige S icherung“ für alle Personen^®. In 
diesem  System  würden alle Personen unabhängig von 
ihrem Erwerbsstatus eigene Beiträge zur gesetzlichen 
Kranken- und Rentenversicherung zahlen, die oben auf
gezeigten Problem e einer Aufhebung der Geringfügig-

Vgl. Ch. H e l b e r g e r .  J.  S c h w a r z e :  U m tang  und S truk tu r 
de r N e b e ne rw e rbs ta tigke it in de r B undesrepub lik  D e u tsch land , in: M it
te ilungen  aus d e r A rb e itsm a rk l-  und B e ru fs fo rschu ng , H e ft 2. 1986, S. 
271-286.

^  V g l.H .-J . K r u p p :  Z u r B e g ründung  und zu r P rax is  des  W o h lfa h rts 
s taa tes , in: G. R o l f  . e t  al. (H rsg .): S o z ia lve rtrag  und S icherung , 
F rankfu rt, N ew  York 1988, S. 491-511; und G. W a g n e r :  R e fo rm no t
w e nd ig ke iten  . . ., a .a .O ., S. 272  ff.

Vgl. R u do lf D e c  k e r t : S ozia labgabe  auch  bei M in i-Lohn , in: Neue 
Ruhr Z e itu ng . 19. 1 .1989. P ioro th  sch läg t nu r den E inbezug  von g e s e tz 
liche r R e n te nve rs iche rung  und A rb e its losenve rs iche rung  in d ie  Sozia l- 
a b g abep flich t vor, d ie  K ranke nve rs iche rung  w ü rde  ke ine  B e itrage  e rh a l
ten.

keitsgrenze wären som it autom atisch gelöst. Dieser 
Weg ist jedoch kurzfristig politisch nicht durchsetzbar. 
W elche anderen M öglichkeiten stehen zur Verfügung?

Diskussion aktueller Reformvorschläge

Alle hier d iskutierten Vorschläge beziehen sich -  so
weit nicht anders genannt -  auf gesetzliche Rentenver
sicherung, gesetzliche K rankenversicherung und Ar
beitslosenversicherung. Sie lassen sich fo lgenderm a
ßen charakterisieren und bewerten:

□  Dem Aspekt der W ettbew erbsgle ichheit tragen Vor
schläge Rechnung, geringfügige A rbeitsverhältnisse 
gewisserm aßen zusätzlich zu besteuern, ohne daß je 
doch an das soziale S icherungssystem  neue Leistungs
ansprüche erwachsen. Ein derartiges System  könnte 
z. B. durch die alle inige Zahlung von Beiträgen durch die 
A rbeitgeber im plem entiert werden, ohne daß durch 
diese Beitragszahlung individuelle Le istungsansprüche 
entstehen. W ürde man ein solches Modell für alle ge
ringfügigen A rbeitsverhältn isse einführen, würde für die 
entsprechenden Gruppen, die oben diskutie rt wurden, 
die soziale S icherungsfunktion nach w ie vor verfehlt 
werden. Man könnte allerd ings hoffen, daß die Anzahl 
geringfügiger zugunsten normal abgesicherter Be
schäftigungsverhältn isse zurückgehen würde, da die 
geringfügige Beschäftigung für den Arbe itgeber an A t
traktivität verlieren würde (die gleiche Überlegung liegt 
auch Vorschlägen zugrunde, die auf eine Herabsetzung 
der G eringfüg igkeitsgrenze zielen). Der Gedanke, 
durch pauschale Abgaben, die nicht zu Ansprüchen an 
die Sozialversicherung führen, die W ettbewerbsverzer
rung am Arbe itsm arkt zu korrigieren, ist darüber hinaus 
fürTeilgruppen, die bereits sozial abgesichert sind, über- 
legenswert. Bereits je tzt g ibt es eine derartige pau
schale Abgabe -  der A rbeitgeberbeiträge -  für über 
65 jährige Rentner, die m ehr als geringfügig beschäftigt 
sind. Diese bestehende Regelung dürfte auch ein H in
weis darauf sein, daß pauschale Abgaben durchaus ver
fassungsrechtlich zulässig sein können.

□  Sozialer Schutz ohne ausdrückliche Beitragszah
lung könnte auf der anderen Seite ebenfalls durch pau
schalierte Sozia lversicherungsabgaben erre icht wer
den. H ier würde sich aber die Frage aufdrängen, warum 
nicht gleich eine Beitragspflicht e ingeführt wird, da 
diese für das ökonom ische Entscheidungskalkül von 
Unternehm en natürlich einer S teuer äquivalent ist. Der 
Vorsitzende der CDU-M itte lstandsverein igung, Elmar 
Pieroth, w ill die Einführung einer „Sozia lvers icherungs
pauschale“ für geringfügige Beschäftigung m it der A b
schaffung der Lohnsteuerpauschale koppeln, um sozia
len Schutz bei gleichwohl niedrigeren Lohnkosten zu er
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zielen^’. Hier w ird also die W ettbewerbsverzerrung bzw. 
die Subventionierung bestim m ter Branchen zum  eigent
lichen Ziel der geringfügigen Beschäftigung erhoben.

□  Das Bundesm inisterium  für A rbeit und Sozia lord
nung versucht offenkundige M ißbrauche der geringfügi
gen Beschäftigungsverhältnisse durch die Einführung 
eines sogenannten Sozia lversicherungsausweises in 
den Griff zu bekommen^^. D ieser Ausweis birgt ver
schiedene Probleme in sich, auf die hier nicht im einze l
nen eingegangen werden kann^^. Durch den Sozialver
sicherungsausweis entstehen jedoch -  von A usnahm e
fällen abgesehen -  keine Sozia lversicherungsansprü
che, und dem G ebot der W ettbewerbsgleichheit wird 
auch nicht Rechnung getragen, da weiterhin geringfü
gige Beschättigungsverhältnisse existieren werden. Le
diglich die illegale M ehrfachbeschäftigung von „ge ring
fügig Tätigen“ wird durch den Sozia lversicherungsaus
weis verhindert. Aufgrund von notwendigen A usnah
men (z. B. bei Tätigkeiten in Privathaushalten) ist jedoch 
noch nicht einmal diese Funktion sicher gewährleistet.

□  Die Gewerkschaft Handel, Banken und Versicherun
gen (HBV) schlägt -  laut Presseberichten -  die Abschaf
fung geringfügiger Beschäftigungsverhältn isse vor, in
dem durch entsprechende Tarifverträge nur noch Ar
beitszeiten von m ehr als 15 W ochenstunden vereinbart 
werden dürften (z. B. aufgrund von tariflichen Vereinba
rungen). Dadurch würden die W ettbewerbs- wie sozia l
politischen Probleme entfallen. Jedoch wird durch ein 
solches System die notwendige individuelle w ie unter
nehmerische Flexibilität stark beeinträchtigt, da es ja 
durchaus Arbeitsplätze g ibt (z. B. für Zeitungsausträ
ger), die nur wenige W ochenstunden Tätigkeit erfor
dern. Im Endeffekt würden wahrschein lich W achstum s
und Arbeitsplatzverluste entstehen.

□  Von den Christlichen Arbeitnehm ern (CDA) wird eine 
Quotierung für geringfügige Beschäftigungsverhält
nisse vorgeschlagen. Danach sollte pro Betrieb nur bis 
zu 10% der Arbeitszeit in Form geringfügiger Beschäfti-

“  Vgl. z. B. H .-D . W o  1 f , P. B r i n k m a n n :  G ese tz zu r E in führung  
eines S o z ia lve rs icherungsa usw e ises , in: D ie S oz ia lve rs iche rung . 
43. Jg.. Nr. 12 ,8 .309-311 .

”  Praktisch am  sch w erw ieg ends ten  ist das  P rob lem , daß d ie S o z ia lve r
s icherungsträger o rgan isa to risch  n ich t d a ra u f vo rbe re ite t s ind . L ich tb ild 
ausweise auszugeben  und zu kon tro llie ren . Für D a ten schu tz- und  a n 
dere O rgan isa tionsprob lem e sow ie  fü r d ie  A u sw irkung en  von A u sn a h 
men (z. B. bei B e schä ftig ung  in p riva ten  H ausha lten ) vgl. R. K r e i k e - 
b 0 h m et a l. : D er S o z ia lve rs iche rungsa usw e is  -  G ee ig ne te s  M itte l zur 
Bekämpfung der S ch w arzarbe it? , in : D ie A n ge s te ille n ve rs ich e ru n g , 
1988, 8 . 333-343.

Im Original-Text d e r „H a m b u rg e r E rk lä run g " de r C D A  vom  17. 10. 
1987 wird von „U n te rn e h m e n ” gesp roch en . M an m uß abe r davon ausg e 
hen, daß B e triebe gem e in t s ind. D ie U n genau igke it de r Form u lie rung  
deutet a llerd ings da rau f hin, daß  d e r s ich e rlich  „g u t ge m e in te " Q uo tie - 
njngsvorschlag noch w e n ig  du rch d a ch t ist. A u f d ie  P rob lem e, d ie  durch  
eine für gem einnü tz ige  E innch tunge n  und  O rga n isa tio nen  vo rgeseh ene  
Ausnahm e ents tehen , w ird  im  Text un ten  noch  e ingegan gen  w erden.

gung erbracht werden dürfen^'*. Auch hier g ibt es 
schwerw iegende Verwaltungsproblem e, da derartige 
Daten bislang nicht vorliegen. Kein Sozialversiche
rungsträger ist gegenwärtig in der Lage, ein derartiges 
Verfahren zu kontrollieren. W iederum  leidet -  wenn 
auch nicht ganz so stark w ie beim HBV-Vorschlag -  die 
w irtschaftliche Flexibilität. G ravierender dürfte jedoch 
das Problem sein, daß eine derartige Q uotierung die so
zia len S icherungsproblem e des einzelnen nicht löst. 
Die Q uotierung garantiert nicht, daß die „ech ten“ Ne
benerwerbstätigen die entsprechenden Arbeitsplätze 
bekom m en. Es ist in terpersonell auch schwer e inzuse
hen, warum  eine Person, die eine geringfügige Neben
tätigkeit sucht, diese nicht annehm en kann, weil die 
Quote durch -  vie lle icht auf Sozia lversicherungsansprü
che angew iesene -  Personen bereits ausgeschöpft ist.

□  Die SPD schlägt die Abschaffung der geringfügigen 
Beschäftigungsverhältnisse m it bestim m ten Ausnah
men vor (ähnlich sind auch die Vorschläge des DGB und 
der DAG^^). Ausnahm en sind vorgesehen, um bestim m 
ten Personengruppen nicht die Möglichkeit zu geben, 
über eine Nebenerwerbstätigkeit einen außerordentlich 
preiswerten Krankenversicherungsschutz zu bekom 
men. Dabei w ird in erster Linie an die Beamten gedacht, 
aber auch an Selbständige, die sich über eine Nebentä
tigkeit versichern könnten. Diese im Detail ausgearbe i
teten Vorschlägen sind ebenfa lls nicht ohne Probleme, 
insbesondere deswegen, weil sie aufgrund von Ausnah
m eregelungen bestim m te A rbeitskräftegruppen am Ar
beitsm arkt bevorzugen würden. Zudem  entsteht das so
zia lpo litische Problem, daß durch die Abschaffung der 
geringfügigen Beschäftigung echte N ebenerw erbstä
tige gezwungen werden, Rentenanwartschaften aufzu
bauen, die im Hinblick auf die Beitragsbelastung nicht 
unbedingt sozialpolitisch notwendig sind. G rundsätzlich 
wird die Flexibilität der W irtschaft dadurch behindert, da 
die volksw irtschaftlichen Lohnnebenkosten höher wer
den als es notwendig ist. Durch die Ausnahm etatbe
stände ergibt sich aber auch ein Arbeitsm arktproblem , 
da bestim m te Nebentätigkeiten von Beam ten preiswer
ter ausgeführt werden könnten (da für sie die Versiche
rungspflicht entfällt) als von anderen Personengruppen, 
die von potentiellen A rbeitgebern im Zweife l „d iskrim i
niert" würden. Der Ausnahm etatbestand „Haushaltstä-

Vgl. z. B. den  Ä n d e rungsan trag  de r S P D -B u n d e s ta g s fra k tio n  zum  
E n tw u rf e ines  G ese tze s  zu r Ä n de rung  w irtsch a fts - und ve rb rauche r
rech tlich e r V o rschriften . B u nd e s ta g sd ru cksa ch e  10/5775 (25. 6. 1986) 
in sbesonde re  8 . 5. Vgl. auch  den  S P D -G e se lze n tw u rf zu r R e fo rm  de 
ge se tz lich e n  R e n te nve rs iche rung , in: B u n des tagsd rucksacho  Nr. 6 (22 
12. 1984), S. 32  f. Vgl. auch  G. F a u p e I : G en n g fü g ig e  und kurzze i 
t ige  B e schä ftig ungen  -  D iskuss io nsvo rsch lag  des D G B fü r e ine  G eset 
zesän de rung , in : S o z ia le  S icherhe it, H e ft 2, 1987, S. 35-41, de r d ie  A r
b e its losenve rs iche rung  n ich t ausd rück lich  e inbez ieh t. D io V o rs te llungen  
von B u n d es tagsp räs id en tin  Süßm uth, d ie  e ine  A b scha ffung  de r G e rin g 
fü g ig ke itsg renze  fo rdert, d ü rften  im  G run dsa tz  dem  en tsp rechen .
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tigkeit und karitative A rbeiten" (wie er auch von der CDA 
genannt wird) ist besonders schwer einzusehen, da al
lenfalls für karitative Tätigkeiten eine Subventionierung 
zu legitim ieren ist, nicht jedoch für Haushaltstätigkei- 
ten^®. Auf jeden Fall werden durch diese Ausnahm etat
bestände denjenigen Personen S ozia lversicherungsan
sprüche verwehrt, die in diesen Bereichen arbeiten. 
Schließlich führt die prinzip ie lle Versicherungspflicht für 
abhängige Beschäftigung nicht dazu, auch das Problem 
von Honorar- und W erkverträgen zu lösen (Schein-Selb- 
ständigkeit).

Ein machbarer Zielkompromiß

Auch wenn man davon ausgeht, daß eine w irkliche 
Strukturreform  der Sozialversicherung in den nächsten 
Jahren nicht wahrschein lich ist, lohnt es darüber nach
zudenken, w ie die Reform der Geringfügigkeitsgrenze 
im Hinblick auf eine kontinuierliche W eiterentw icklung 
des bestehenden Sozialversicherungsrechtes gestaltet 
werden könnte^^

Ein erster Schritt wäre eine deutliche Senkung der 
G eringfügigkeitsgrenze. Dadurch würden diese Tätig
keiten sicherlich für bestim m te Gruppen von A rbeitneh
mern w ie für Arbeitgeber ihren Reiz verlieren. So würde 
z. B. illegale M ehrfachbeschäftigung kom plizierter als 
jetzt, da m ehr Namen für einen M ehrfachbeschäftigten 
gefunden werden müßten. Ein leicht m achbarer Schritt, 
der die im Zuge der E inführung des Sozia lversiche
rungsausweises vorgesehenen M eldepflichten flankie
ren würde, wäre die Abschaffung der Lohnsteuerpau
schale, die auch verteilungspolitisch schwer zu rechtfer
tigen ist. Der Verwaltungsaufwand wäre in den Betrie
ben gering, da seit jeher Steuer-Listen geführt werden 
m üssen und se itdem  1.1.1989 alle A rb e itg e b e r-a u ß e r 
private Haushalte -  für jeden Arbeitnehm er -  unabhän
gig von der Sozialversicherungspflicht -  Lohnunterla
gen führen müssen. Illegale M ehrfachbeschäftigung 
würde durch die notwendige Beschaffung von Lohn
steuerkarten deutlich erschwert werden.

^  Es is t a lle rd ings  schw er zu beg ründen , w a rum  gem e in n ü tz ig e  E in 
rich tungen  ausg e re chne t qua  G enng fug igke itsg renze  subve n tion ie rt 
w e rde n  sollen.

Vgl. auch  das Fazit de r A rbe itsg rup pe  des M a x-P la n ck -ln s titu ts  für 
a u s länd isches und in te rn a tio n a le s  S o z ia lrech t: A u snahm en  von der S o 
z ia lve rs iche run gsp flich t im  in te rna tio na len  Verg le ich , in: D ie A n geste ll- 
tenve rs iche rung , H e ft 12, S. 498-510. A u f B as is  d e r U n te rsuchu ng  
F rankre ichs. K anadas. S chw edens, d e r S chw e iz . S p an ie ns , de r Türkei, 
de r U S A und G roß b rita nn ie ns  kom m t d iese  ju ris tis ch e  E xp ertise  zum  Er
gebn is . daß sich  in d iesen  Län dern  d ie  P rob lem a tik  de r g e rin g fü g igen  
B e schä ftig ung  n ich t im  se lben  M aße w ie  in der B u ndesrepub lik  D e u tsch 
land ste llt, „d a  e n tw e de r d ie V e rs iche rungsg renzen  w e sen tlich  n ied rige r 
a ng ese tz t s ind  ode r Pe rsonen  m it nu r ge rin gem  E inkom m e n  übe r M in 
de s tp flich tb e iträ g e  bzw. g ün stige  fre iw illige  V e rs icherung  e ine  soz ia le  S i
cherung  e rre ichen  kö n n e n " (S. 510). D ies g ilt a lle rd in gs  im  a llgem e inen  
n ich t fü r d ie  A rb e its losenve rs iche rung  und o ftm a ls  n ich t fü r S e lb s tä n 
d ige  (S. 509).

Durch planm äßige weitere Senkungen der Freigren
zen könnte dann die Versicherungsfre iheit für die ge
setzliche Renten- und Krankenversicherung völlig ab
geschafft werden. Für die A rbeitslosenversicherung ist 
bei niedrigem  Arbeitseinkom m en eine Versicherungs
pflicht nicht notwendig, da das daraus resultierende Ar
beitslosengeld unter dem Sozia lh ilfeanspruch liegen 
würde^®. A lle Selbständigen müßten sich -  in welcher 
Form auch im m er -  gegen Krankheit und A ltersrisiko 
versichern.

In der K rankenversicherung kann man davon ausge
hen, daß -  wenn man Ausnahm en für versicherungsfrei 
Beschäftigte vorsieht (d. h. für B e a m te )-d u rc h  eine Ab
schaffung der G eringfügigkeitsgrenze nur Personen 
versicherungspflichtig werden, die zuvor fam ilienversi
chert, d. h. ohne Beitragszahlung versichert waren. Da
durch ergeben sich keine Leistungsausweitungen für 
die Krankenversicherungen, jedoch höhere Beitragsein
nahmen.

In der gesetzlichen Rentenversicherung werden 
durch die P flichtversicherung von echten Nebener
werbstätigkeiten in bestim m ten Fällen zu hohe sozial 
abgesicherte Rentenanwartschaften aufgebaut und zu 
viele Beiträge verlangt. D ieses Problem kann unseres 
Erachtens jedoch hingenom m en werden, da durch das 
-  verte ilungspolitisch allerd ings nicht befriedigende -  
Anrechnungsm odell bei der H interb liebenenrente zu
m indest die späteren Leistungen, die aus e iner geringfü
gigen Beschäftigung entstehen, im Kum ulationsfalle re
duziert werden. Das von den Trägern der gesetzlichen 
Rentenversicherung angeführte Argum ent, daß durch 
eine Versicherungspflicht für geringfügige Beschäfti
gungsverhältn isse eine V ie lzahl von Bagatellrenten ent
steht, ist nicht mehr stichthaltig , da die m eisten geringfü
gig Beschäftigten zuvor bereits Rentenanwartschaften 
erworben haben, die ohnehin zu Rentenzahlungen füh
ren werden. Schließlich wird zunächst nicht vorgeschla
gen die Versicherungspflicht m it M indestbeiträgen zu 
koppeln, w ie dies z. B. bei der e igenständigen S iche
rung für alle Erwachsenen der Fall sein muß. Dadurch 
werden sowohl die Beitragslast als auch die späteren 
Leistungen relativ klein gehalten. Man kann allerdings 
davon ausgehen, daß durch die Abschaffung der G e
ringfügigkeitsgrenze viele Beschäftigungsverhältnisse, 
die gegenwärtig noch mit 450 DM und w eniger entlohnt 
werden, ausgeweite t und insgesam t besser vergütet 
werden. Dies dürfte zu einer gew issen Selbststeuerung 
führen, indem nur Erwerbstätige, die m ehr Einkommen 
und einen besseren Sozia lversicherungsschutz haben

Die von de r S P D  vo rg e sch la g e n e  A rb e its lo se n g ru n d s ich e ru n g  w ü rde  
Über den  S o z ia lh ilfoa nsp ruch  auch  n ich t w e se n tlich  h inausgeh en . Fre i
lich w u rde n  d ie A u sza h lu n g sb cd in g u n g e n . in sbesonde re  d ie  F inanz ie 
rung. e inen  g roßen  U n te rsch ied  zur S o z ia lh ilfe  ausm ache n .
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möchten, der Ausweitung ihres Beschäftigungsverhält
nisses zustim m en werden.

Grundsätzliches Problem

Um das grundsätzliche Problem der Um gehung von 
an abhängige Beschäftigungsverhältnisse gekoppelten 
Sozialversicherungsbeiträgen durch Honorar- oder 
Werkverträge zu beseitigen, muß jede Form der A b 
schaffung geringfügiger Beschäftigungsverhältnisse 
mit einer Versicherungspflicht für alle selbständigen Tä
tigkeiten gekoppelt werden. Dadurch entfä llt auch das 
Problem, daß Selbständige via  Nebenerwerbstätigkeit 
einen preiswerten Versicherungsschutz erhalten. Eine 
derartige Regelung könnte an die bestehende Hand
werkerversicherung in der G R Vanknüpfen, die m it Fest
beiträgen und Befre iungsm öglichkeiten, insbesondere 
nach dem Erreichen einer M indestvorsorge arbeitet. 
Denkbar wäre auch, daß sich Selbständige auf der Ba
sis ihres steuerlich deklarierten Einkom m ens pflichtver
sichern müssen, w ie d ies z. B. in der Schweiz ist.

Die grundsätzliche Versicherungspflicht für Tätigkei
ten im Haushalt schafft s icherlich nicht das Problem der 
Schwarzarbeit im beiderseitigen Interesse von A rbe itge
ber und Arbeitnehm er aus der Welt. Freilich ist durch die 
hier vorgeschlagene konsequente Pflichtversicherung 
von Selbständigen das Problem von Heim arbeit redu
ziert, wenn diese in Form von Honorartätigkeiten ausge
übt wird. Ein Verschweigen dieser E inkünfte durch den 
Heimarbeiter selbst kann -  wenn man w ill -  durch ent
sprechend konsequente Betriebsprüfungen aufgedeckt 
werden. Derartige Betriebsprüfungen kann es bei 
Privathaushalten naturgemäß nicht geben. W enn man 
allerdings die Tätigkeit von „schw arz" arbeitenden Putz- 
und Kinderfrauen als selbständige Honorartätigkeit in
terpretiert, so eröffnet sich durch die Versicherungs
pflicht für Selbständige für d iesen Personenkreis die 
Möglichkeit einer ordentlichen Pflichtversicherung, d. h. 
daß die Diskrim inierung durch freiw illige Beitragszah
lungen, die nur zu Rentenanwartschaften zweiter 
Klasse führen, entfällt^®.

Hauptsächlich im Sinne der Erhaltung der indiv iduel
len Flexibilität könnten ge legentliche Beschäftigungs
verhältnisse versicherungsfre i bleiben. Dadurch wür
den Schüler und Studenten autom atisch begünstigt. 
Um Mißbrauch, z. B. durch ausländische Saisonkräfte, 
zu vermeiden, sollte die ge legentliche Beschäftigung a l
lerdings nur auf Antrag versicherungsfre i bleiben und

^  Die aus finan zpo litischen  G rün den  e in g e fü h rte  E rschw ern is  fü r d ie 
Erlangung von E rw e rbsu n fä h igke its ren ten  ist anso nsten  nur schw er be- 
gründbar. D ie m ange lnden  V e rs iche rungsm ög lichke ite n  fü r H a u sh a lts 
führende sind se it langem  e in  P rob lem . D ieses könn te  au f de m  sk izz ie r
ten W ege zum indest ve rringe rt w erden.

auf jeden Fall eine M eldung über ein solches Beschäfti
gungsverhältn is an die Sozialversicherungsträger ge 
hen. Eine „institu tioneile" Befreiung von der Versiche
rungspflicht für karitative und gem einnützige O rganisa
tionen, w ie sie z. B. vom DGB vorgeschlagen wird, und 
von Beschäftigten in privaten Haushalten ist system a
tisch nicht begründbar. Eine Subventionierung derarti
ger A rbeitgeber kann auch direkt erfolgen.

Ausnahmen

Allerdings scheinen Ausnahm en von der Versiche
rungspflicht für Rentner und für A rbeitslose angezeigt 
zu sein. Rentner haben ohnehin einen Versicherungs
schutz erworben. Es ist auch nicht zu erwarten, daß 
durch die Versicherungsfre iheit von Rentnern diese am 
Arbeitsm arkt bevorzugt werden. Dies würde bereits 
heute für über 65 jährige Rentner gelten, da für diese 
keine Arbeitnehm erbeiträge abgeführt werden müssen. 
Bei Arbeitslosen kann m an eine versicherungsfre ie ge
ringfügige Beschäftigung als Lohnsubvention interpre
tieren, die im Sinne des W iedereinstieges von Arbe its lo
sen in die Erwerbstätigkeit sinnvoll sein kann. Beamte 
werden durch die Versicherungsfre iheit am Arbe its
m arkt sicherlich für Nebenerwerbstätigkeiten attrakti
ver. A llerdings muß man sehen, daß Beam te in der Mehr
zahl ohnehin Nebenerwerbstätigkeiten ausüben, die 
Nicht-Beam ten versperrt sind (z. B. die Vertretung von 
Versicherungen für Beamte).

Da Ausnahm etatbestände zu D iskrim inierungseffek
ten am Arbeitsm arkt führen, sollte über eine „A us
g le ichsabgabe" bei der „gering füg igen” Beschäftigung 
von Beam ten, A rbeitslosen und Rentnern nachgedacht 
werden. Mit entsprechenden Ausgle ichsabgaben, die 
es bei über 65jährigen Rentnern, die m ehr als geringfü
gig arbeiten, durch die Zahlung von A rbeitgeberbeiträ
gen bereits gibt, würde die F lexibilität der W irtschaft 
nicht behindert, sondern die W ettbewerbsgleichheit her
gestellt und die A llokation der A rbeitskräfte effizient ge
regelt. Derartige Abgaben (m an könnte auch an eine 
„A llokationszu lage" bei der Lohnsteuer denken) m in
dern die F lexibilität auch m it S icherheit weniger als die 
Einführung von nicht personell gebundenen Quoten 
oder gar -  w ie d ies die HBV vorschlägt -  einer Verpflich
tung auf M indest-W ochenarbeitszeiten.

Die hier skizzierte Reform strategie der G eringfüg ig
keitsgrenze ist unseres Erachtens ein Weg, w ie die ge 
genwärtigen Problem e der G eringfügigkeitsgrenze re
duziert werden können, ohne daß der letzte Schritt zu e i
ner e igenständigen Sicherung aller W ohnbürger getan 
oder gar durch eine G rundrente das Problem vorder
gründig verdeckt werden müßte.
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